
Die SPD-Fraktion wünscht Ihnen eine 
schöne Ferienzeit und gute Erholung! 

Auch in Bayern 
sollen Schülerin-
nen und Schüler 
endlich bis zum 
10. Schuljahr 
gemeinsam ler-
nen können: Mit 

dem Modell der Gemeinschaftsschule, das 
schon in fast allen anderen Bundeslän-
dern besteht bzw. jetzt eingeführt wird, 
entfällt endlich das für SchülerInnen und 
Eltern belastende und unsinnige Über-
trittsverfahren nach der vierten Klasse. 
Die Gemeinschaftsschule, die nicht von 
oben verordnet, sondern auf Antrag vor 
Ort eingerichtet werden soll, setzt auf in-
dividuelle Förderung der einzelnen Kin-
der nach ihren jeweiligen Stärken und 
Schwächen in jahrgangsübergreifendem 

Fachunterricht und soll als echte Ganz-
tagsschule Chancengleichheit fördern. Am 
Ende steht wie bisher ein Abschluss, der 
entweder für eine Berufsausbildung qua-
lifi ziert oder der mittlere Schulabschluss. 
Anschließend bietet der Besuch der Ober-
stufe (auch auf einem Gymnasium) die 
Möglichkeit, das Abitur abzulegen.   

L�nger gemeinsam lernen! 

Bayern-SPD f�r Gemeinschaftsschule

www.gemeinschafts-
schule-bayern.de

Für den Bürgerentscheid zum Tennenlo-
her Gewerbegebiet G6 wird es eine kla-
re Fragestellung und Informationen der 
Stadt für alle BürgerInnen („Unterrich-
tung“) geben, in denen die Positionen von 
Befürwortern und Gegnern  des G6 über-
sichtlich und sachlich dargestellt werden.  
Der ursprüngliche Textentwurf der Ver-
waltung  lag nach Überarbeitung durch 
eine Arbeitsgruppe mit Fraktionsvertre-
terInnen in der Juli-Stadtratssitzung in 
deutlich verbesserter Version vor. Die SPD-
VertreterInnen Barbara Pfi ster und Robert 
Thaler konnten insbesondere durchset-
zen, dass der für die geplante Ansiedlung 
von Betrieben  irreführende Begriff „Wis-
senschaftspark G6“ , der auch von der Ten-
nenloher Bürgerinitiative scharf kritisiert 

wurde, im Abstimmungstext nicht mehr 
enthalten ist.  Auch die direkte Gegenü-
berstellung der unterschiedlichen Positio-
nen im Text der Unterrichtung war aus 
Sicht der SPD-Fraktion unverzichtbar.
Fraktionsvorsitzender Dr. Florian Janik 
begründete die Zustimmung der SPD-
Fraktion zu einem Bürgerentscheid auf In-
itiative des Stadtrats („Ratsbegehren“) da-
mit, dass im Stadtrat seit einem Jahr keine 
Entscheidung in der für die Entwicklung 
der gesamten Stadt zentralen Frage neuer 
Gewerbegebiete  (nicht nur des G6)  getrof-
fen werden konnte.  „In dieser Sache geht 
es um die Zukunft der gesamten Stadt. 
Deshalb halten wir es für fair und demo-
kratisch, jetzt die Bürgerinnen und Bürger 
entscheiden zu lassen“, erklärte Janik.   

Faires Verfahren
B�rgerentscheid zu G6 in Tennenlohe beschlossen

auf Seite 2
Innenstadt: 
Wohnen und Arbeiten
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Auf Antrag der SPD-Fraktion hat der 
Stadtrat im Juni beschlossen, aus nicht 
verbrauchten Haushaltsmitteln den Zu-
schuss für die Deutsch-Offensive des Aus-
länder- und Integrationsbeirats um 2.000 
Euro aufzustocken. Die Mittel werden im 
laufenden Jahr dringend benötigt, um 
Kürzungen bei den erfolgreichen Kinder-
kursen abzuwenden, die laut SPD-Integra-
tionssprecherin Elizabeth Rossiter „ein 
unverzichtbarer Bestandteil kommunaler 
Bildungspolitik im Sinne der Chancen-
gleichheit“ sind.
Auch mit ihrem Appell an die Stadtrats-
mehrheit, endlich wieder mit städtischen 
Haushaltsmitteln ein Zeichen der Solida-
rität mit der Partnerstadt San Carlos zu 
setzen, konnte die SPD sich durchsetzen: 
Im Krankenhaus der nicaraguanischen 

Stadt, das für eine riesige Region zustän-
dig ist, wird jetzt der Bau eines Physio-
therapieraums mit 10.000 Euro gefördert, 
von dessen Notwendigkeit sich zuletzt im 
März auch eine Erlanger Delegation vor 
Ort überzeugen konnte. „Die Stadt muss 
mit gutem Beispiel vorangehen, um die Er-
langerinnen und Erlanger zu Spenden für 
unsere Partnerstadt aufzurufen“, erklärte 
SPD-Sprecherin Barbara Pfister. Mit dem 
städtischen Anteil kann der neue Raum 
nur zum Teil finanziert werden.    

SPD-Antrag erfolgreich!
Unterst�tzung f�r Deutsch-Offensive und San Carlos 

Förderverein Erlanger 
Agenda 21, Stichwort: 

“San Carlos+ggf. 
Verw.zweck“, Kto.Nr. 

19008000, Stadt- und 
Kreissparkasse Er-

langen, Bankleitzahl 
76350000

In der Erlanger Innenstadt fehlen nach 
Auskunft kleinerer Dienstleister und Exis-
tenzgründer Gewerbe- und Büroflächen 
von bis zu 300qm. Auch das städtebauli-
che Einzelhandelsgutachten empfiehlt zur 
Belebung der Innenstadt die Komplemen-
tärnutzung aus Wohnen und nicht be-
lastendem Gewerbe ( also z.B. im EG der 
Häuser an Straßen der Innenstadt). Die 
SPD-Fraktion beantragte daher bei der 
weiteren Stadtplanung den Bedarf an in-
nerstädtischen Büroflächen, insbesondere 
auch im Bereich unter 300qm, verstärkt 
zu berücksichtigen.
Vor allem an den Standorten Gossen-
gelände, dem freiwerdenden bisherigen 
Landratsamt und am Parkplatz West soll 
die Entwicklung weiterer Flächen für 
Dienstleistung in Kombination mit Woh-
nungsbau für innerstädtische Bestands- 
und Entwicklungsflächen voran getrieben 
werden. Zudem wird die Stadtverwaltung 
aufgefordert, geeignete Leerstände und 
bebaubare Gewerbeflächen systematisch 
zu erfassen und Bau-/ Mietinteressenten 

darüber zu informieren. Vorbild hierfür 
kann das bereits erprobte Leerstandsma-
nagement für Läden sein.
Neben den erfolgreichen und ausgelaste-
ten Gründerzentren IZMP und IGZ soll 
nach Möglichkeit ein weiteres, branchen-           
unabhängiges Gründerzentrum geschaffen 
werden. In Zusammenhang damit kann  
ein Angebot zur gemeinsamen Nutzung 
von Büro-Infrastruktur („Coworking“) ent-
stehen. D. h. Gründer, Kreative und kleine 
selbständige Unternehmen können sich 
Großraumarbeitsplätze, möblierte Einzel-
büros, Besprechungsräume und Sekreta-
riatskapazitäten teilen, bzw. auf für indi-   
viduell benötigte Zeitabschnitte buchen.
Ursula Lanig: „Wir erwarten uns durch 
die gemeinsame Nutzung von Arbeit und 
Wohnen innerstädtischer Gebäude eine 
Belebung und Steigerung der Attraktivität 
unserer Innenstadt und können damit zu-
sätzlich jungen und kleineren Unterneh-
men in der Gründungsphase Unterstüt-
zung bieten.“   

Innenstadt: Wohnen und Arbeiten 
Leerst�nde an junge Unternehmen vermitteln
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